
Antworten von Bündnis 90/Die Grünen Berlin auf die 
Wahlprüfsteine des Cannabis Social Club (CSC) Berlin 
 
Kontakt für Rückfragen: Tim Demisch, wahlpruefsteine@gruene-berlin.de 
 
Frage 1: „Werden Sie sich dafür einsetzen, die Genehmigungsverfahren nach § 11 KCanG durch 
verbindliche Verwaltungsvorschriften, eine zentrale Koordination beim LaGeSo sowie eine vollständige 
Digitalisierung zu standardisieren und deutlich zu beschleunigen? Falls ja, welche konkreten 
Maßnahmen werden Sie hierfür ergreifen?“ 
 
Antwort: „Wir begrüßen die Teillegalisierung von Cannabis und die Möglichkeiten für 
Anbauvereinigungen. Sie sind Teil der Antwort, um den Schwarzmarkt auszutrocknen und legale, 
regulierte Abgabestrukturen zu schaffen. Wer den Cannabis-Schwarzmarkt vollständig abbauen will, 
muss ihn vollständig durch legale, gesundheitlich abgesicherte, kontrollierte und sozialverträgliche 
Bezugswege ersetzen. Daher unterstützen wir den Abbau bürokratischer Hürden für 
Anbauvereinigungen und die Beschleunigung von Verfahren, bspw. durch die Digitalisierung des 
Antragsverfahrens. Genehmigungsverfahren müssen zügig und kooperativ erfolgen. Die beim 
Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo) geschaffene Genehmigungsbehörde muss 
dienstleistungsorientiert sein und Anbauvereinigungen in Gründung in einer praktikablen Umsetzung 
unterstützen. Dazu gehört auch, in Zusammenarbeit mit den Anbauvereinigungen konkrete Lösungen 
für noch existierende Hürden zu erarbeiten und diese zu beseitigen.“ 
 
Frage 2: „Werden Sie sich dafür einsetzen, eine klare baurechtliche Einordnung von 
Anbauvereinigungen in Berlin zu schaffen und gleichzeitig die bestehenden Instrumente der 
Bauordnung – insbesondere vereinfachte Verfahren nach § 63 BauO Bln sowie 
Genehmigungsfreistellungen nach § 62 BauO Bln – systematisch nutzbar zu machen? Falls ja, wie soll 
dies konkret erfolgen?“ 
 
Antwort: „Unterschiedliche Handhabungen durch Baubehörden erschweren Planungssicherheit und 
sollten einheitlich ausgestaltet werden. Bisher verweist das LaGeSo lediglich auf die Zuständigkeit der 
bezirklichen Bauämter, koordiniert jedoch keine einheitliche Handhabung. Klare Absprachen zwischen 
den Bauämtern und der Genehmigungsbehörde schaffen Rechtssicherheit und Planungssicherheit. Wir 
setzen uns außerdem dafür ein, dass Vorprüfungen dahingehend erfolgen können, auch wenn eine 
Anmietung von Flächen erst mit Genehmigung erfolgt, um die finanziellen Risiken für 
Anbauvereinigungen in Gründung so gering wie möglich zu halten.“ 
 
Frage 3: „Werden Sie sich dafür einsetzen, auf Grundlage des § 11 BauNVO gezielt Sonderflächen für 
Anbauvereinigungen auszuweisen und landeseigene Flächen aktiv für gemeinschaftlichen Cannabis-
Anbau bereitzustellen? Falls ja, welche konkreten Schritte planen Sie hierzu?“ 
 
Antwort: „Wir unterstützen grundsätzlich die Forderung, Sonderflächen für Anbauvereinigungen 
auszuweisen, auch wenn dafür in Berlin wahrscheinlich nur wenige Flächen in Betracht kommen 
können. Auch für landeseigene Flächen oder Wohnungsbauunternehmen darf die Vermietung an 
Anbauvereinigungen kein pauschaler Ausschlussgrund sein. Klar ist für uns auch, dass in einer Stadt 
wie Berlin Flächennutzungskonflikte existieren und es viele legitime Nutzungsanliegen gibt.“ 
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Frage 4: „Werden Sie sich dafür einsetzen, durch Verwaltungsvorschriften oder vergleichbare 
Regelungen rechtliche Klarheit für die Nutzung gemeinsamer Standorte durch mehrere 
Anbauvereinigungen zu schaffen? Falls ja, wie sollen entsprechende Anforderungen an bauliche und 
organisatorische Trennung konkret ausgestaltet werden?“ 
 
Antwort: „Die gemeinsame Nutzung von Standorten darf nicht per se als Ausschlussgrund verstanden 
werden. Auch das Konsumcannabisgesetz (KCanG) schließt gemeinsame Standorte nicht grundsätzlich 
aus. Gerade aufgrund der Flächenknappheit sollten geeignete Flächen bestmöglich genutzt werden 
können. So können außerdem knappe finanzielle Ressourcen geschont und der Austausch und 
Wissenstransfer zwischen Anbauvereineinigungen gestärkt werden. Für uns ist klar, dass die 
bestehenden Einschränkungen für die gemeinsame Nutzung von Flächen nicht als 
Verhinderungsklausel verstanden werden darf, um Anbauvereinigungen den Weg zu einer 
Genehmigung zu versagen. Vielmehr geht es uns darum, gemeinsam mit den Anbauvereinigungen die 
bestmögliche Lösung für die Flächennutzung zu finden und wo praktikable Lösungen möglich sind, 
diese auch entsprechend der geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen zu genehmigen.“ 
 
Frage 5: „Werden Sie sich dafür einsetzen, auf Grundlage der bestehenden Regelungen des § 5 KCanG 
sowie des Berliner Ordnungsrechts klare, verständliche und praxistaugliche Regelungen für den 
Cannabiskonsum im öffentlichen Raum zu entwickeln? Falls ja, welche konkreten Maßnahmen planen 
Sie, insbesondere im Hinblick auf eine transparente Darstellung von Konsumverbotszonen und die 
Ausweisung geeigneter Konsumbereiche?“ 
 
Antwort: „Die bundesgesetzlich getroffenen Konsumverbote sind teils schwer umsetzbar und 
orientieren sich nicht immer an logischen und wissenschaftsbasierten Kriterien. Gerade in einer 
Großstadt wie Berlin sorgt die Rechtslage für Unsicherheit für Konsument*innen. Die bisherige Bilanz 
zeigt aber auch, dass die Verfolgung entsprechender Ordnungswidrigkeiten größtenteils maßvoll 
erfolgt. Eine Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bei rücksichtslosem Konsum ist durchaus 
gerechtfertigt, etwa beim Konsum auf Spielplätzen oder in unmittelbarer Nähe von Kindern. Allerdings 
ermöglichen die Regelungen potenziell willkürliche Kontrollen. Wir setzen uns für eine Überarbeitung 
des Bußgeldkatalogs ein und wollen die Bußgelder auf ein verhältnismäßiges Niveau absenken. 
Außerdem wollen wir im Rahmen der rechtlichen Rahmenbedingungen die Möglichkeit schaffen, 
gemeinschaftlich zu konsumieren, um die Weiterentwicklung von Anbauvereinigungen zu echten 
Social Clubs zu befördern.“ 
 
Frage 6: „Werden Sie sich dafür einsetzen, die Umsetzung des Konsumcannabisgesetzes in Berlin durch 
eine regelmäßige, strukturierte und öffentlich zugängliche Datenerhebung transparenter zu 
gestalten? Falls ja, welche konkreten Maßnahmen planen Sie hierfür?“ 
 
Antwort: „Wir setzen uns weiterhin für eine komplette Legalisierung von Cannabis ein und werden 
diese auf Bundesebene weiter vorantreiben. Anbauvereinigungen und Social Clubs bleiben für uns ein 
wesentlicher Baustein und wir verstehen sie als Bündnispartner*innen zur Förderung 
verantwortungsbewussten Konsums, Präventionsarbeit mit Konsument*innen und in der 
Zurückdrängung des Schwarzmarkts. Unsere Drogenpolitik orientiert sich grundsätzlich an fundierten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen, Forschung und validen Datenerhebungen. Zudem widerlegen grüne 
Anfragen im Berliner Abgeordnetenhaus die befürchteten Horrorszenarien als Folgen der 
Entkriminalisierung für die Sicherheitsbehörden. Genauso hat das Land Berlin auf unseren Druck hin 
die Teilnahme an der Europäischen Abwasseruntersuchung wieder aufgenommen. Außerdem wollen 
wir die bereits genehmigten Anbauvereinigungen auf der entsprechenden Webseite öffentlich 
einsehbar machen.“ 


